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Kooperationsvereinbarung

zwischen

	


(Name und Adresse des Integrationsfachdienstes) 

– im Folgenden „IFD“ genannt –

und

	


(Name und Adresse der Schule)
– im Folgenden „Schule“ genannt –

Präambel
Die Maßnahme „Übergang Förderschule-Beruf im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung“ hat zum Ziel, die Eingliederung von Schulabgänger/innen von Schulen mit Förderschwerpunkt geistige Entwicklung auf den ersten Arbeitsmarkt zu unterstützen, die ansonsten aller Voraussicht nach in eine Werkstatt für behinderte Menschen eintreten werden. 

Die Regionaldirektion Bayern der Bundesagentur für Arbeit, die Staatsministerien für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst (StMBW) sowie für Arbeit und Soziales, Familie und Integration (StMAS) haben dazu in drei Kooperationsvereinbarungen (zuletzt vom 14.10.2013) die Zusammenarbeit vereinbart und die Rahmenbedingungen vorgegeben. 

Aufgabe von IFD und Schule ist es dabei, in enger Kooperation das Potential und die Motivation der teilnehmenden Schüler/innen zur Aufnahme einer Tätigkeit auf den ersten Arbeitsmarkt zu erproben und eine entsprechende Eingliederung zu unterstützen. Im Rahmen der Gesamtmaßnahme stehen hierfür die Instrumente vertiefte Berufsorientierung und Berufswahlvorbereitung (Berufsorientierungs​maßnahme – BOM) sowie Unterstützte Beschäftigung (UB) zur Verfügung.
Es wird davon ausgegangen, dass pro Jahrgang bayernweit ca. 230 Schüler/innen an der BOM teilnehmen sowie für die UB je 24 Teilnehmermonate für rechnerisch 115 Teilnehmer vorgehalten werden. 

1. Gegenstand dieser Vereinbarung

Zur Erreichung des Integrationsziels verpflichten sich die Schule und der IFD, in allen Phasen der Begleitung der teilnehmenden Schüler/innen zusammenzuarbeiten. Die Kooperationsvereinbarung vom 14.10.2013 sowie der erarbeitete Leitfaden stellen eine verbindliche Grundlage der Zusammenarbeit zwischen Schule und IFD dar.
Die Auswahl der an der BOM teilnehmenden Schüler/innen erfolgt durch die Schule. Die teilnehmenden Schüler/innen werden vom IFD durch intensive Betreuung u. a. während betrieblicher Praktika auf das Berufsleben vorbereitet. 

Soweit erforderlich, werden zwischen der Schule und dem IFD weitere Absprachen auf der Grundlage des Leitfadens erarbeitet.
2. Aufgaben der Schule

Die Schule unterstützt die Entwicklung einer unmittelbaren Kooperation mit den zuständigen Agenturen für Arbeit, den Sorgeberechtigten und allen am Eingliederungsprozess beteiligten sozialen Bezugspersonen.

Sie 

· ermöglicht auf Anfrage des IFD Hospitationen für Integrationsberater/innen im Unterricht zum Kennenlernen der Schüler/innen,

· organisiert die Berufswegekonferenzen für die teilnehmenden Schüler/innen,

· übernimmt während der BOM
· die Organisation und Abwicklung von Fahrdiensten für die Schüler/innen,

· die Abklärung und Abwicklung versicherungstechnischer Angelegenheiten während betrieblicher Praktika,

· dokumentiert für UB-Teilnehmer/innen im 12. Schulbesuchsjahr den Schulbesuch und gibt diese Informationen an den IFD weiter.

Teilnehmer/innen an der UB im 12. Schulbesuchsjahr behalten ihr Anrecht auf eine Schülerfahrkarte bzw. auf Schülerbeförderung zum Schulort. Für notwendige anderweitige Fahrtkosten kommt – soweit die Voraussetzungen erfüllt sind – ggf. die Arbeitsagentur auf.
	Ansprechpartner für die Maßnahme ist
	

	Eine Änderung des Ansprechpartners wird dem IFD unverzüglich mitgeteilt.


3. Aufgaben des Integrationsfachdienstes

Der IFD übernimmt im Rahmen der Maßnahme folgende Aufgaben:
· Planung, Organisation, Durchführung und Nachbereitung von persönlichen Zukunftskonferenzen

· Job-Coaching und Case-Management zu weiteren Unterstützungsmaß​nahmen im Integrationsprozess, Schnittstelle zu allen Beteiligten

· Beratung und Begleitung der Schüler/innen im Sinne eines Empowerment

· Enge Zusammenarbeit und gemeinsame Beratungen mit der Schule und der Berufsberatung der Arbeitsagentur und ggf. weiterer Personen bzw. Institu​tionen

· Einbeziehung der Eltern/Erziehungsberechtigten sowie des/der Klassen​leiters/in in den Planungsprozess

· Beteiligung an gemeinsamen Besprechungen zwischen Schule und Berufs​beratung

· Praktikums-, Arbeitsplatz- und ggf. Ausbildungsplatzakquise sowie Beratung der interessierten Betriebe

· Erstellung von individuellen Fähigkeitsprofilen

· Unterstützung bei der Erstellung von Anforderungsprofilen für Betriebe

· Auswertung der Praktika im Sinne einer Eignungsfeststellung und Bewertung der Möglichkeiten eines Einsatzes auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt

· Fall- und Projektdokumentation

Die Praktikumsakquise seitens des IFD erfolgt im Hinblick auf die Schülerbeförderung im Einvernehmen mit der Schule. 

	Ansprechpartner für die Maßnahme ist
	

	Eine Änderung des Ansprechpartners wird der Schule unverzüglich mitgeteilt.


4. Finanzierung

Der IFD rechnet seine Leistungen gemäß den Vorgaben der Kooperationsvereinbarung und des Leitfadens unmittelbar mit den einzelnen Kostenträgern ab. Zuständig für den StMBW-Anteil sind dabei die jeweiligen Regierungen, die Schulen haben lediglich das Erbringen der Leistungen zu bestätigen.
Die Kosten des IFD während der BOM betragen insgesamt 368,00 € pro Monat und Schüler/in. Sie werden im Jahr 2014 zu 50% von der Agentur für Arbeit (184,00€), zu 37% vom StMBW (135,87€) und zu 13% vom StMAS (48,13 €) finanziert. 

Ab 2015 erfolgt die Finanzierung jeweils zu 50 % durch die Agentur für Arbeit und das StMBW.

Während der UB betragen die monatlichen Kosten des IFD pro Schüler/in (12. Klasse) bzw. Teilnehmer/in (nachschulisches Jahr) gemäß vereinbarter Fallzuweisung durch die Arbeitsagentur 980,00 € incl. eines Mittagessens für die Teilnehmer/innen. Dieser Betrag wird je zur Hälfte vom Integrationsamt sowie der Arbeitsagentur getragen. 

5. Dokumentation

Die Arbeit im Rahmen der Gesamtmaßnahme wird vom IFD dokumentiert. Die Erkenntnisse werden der Schule und auf Anfrage anderen Beteiligten (z. B. Integrationsamt, Bezirk, Agentur für Arbeit, Eltern etc.) zur Verfügung gestellt.

6. Inkrafttreten und Geltungsdauer

Diese Vereinbarung tritt am ____________ in Kraft und endet am ___________. 
Ist eine Verlängerung gewünscht, treffen die Parteien eine schriftliche Vereinbarung darüber.
7. Sonstiges

Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform.

Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, wird die Wirksamkeit der Vereinbarung im Übrigen nicht berührt. Die Schule und der IFD werden die unwirksame Bestimmung durch eine wirksame Regelung ersetzen, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung am Besten entspricht.

Ort, Datum _____________________

Ort, Datum _____________________
_______________________________

______________________________

(Integrationsfachdienst) 



(Schule) 

